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Abstract 
The "irregular" immigration of foreign migrant workers in Japan during the last ten 
Years caused a steadily grawing public discussion about the status and function of 
those "illegal" immigrants in the Japanese society and economy. They are about 
200.000 to 300.000, mainly coming from Asian countries with lower (South Korea) 
or extremely lower (8angladesh) average income. Most of them are doing jobs 
marked as dirty, dangerous and laboriDus. Following different theoretical concepts 
"irregular" migration is caused by objeetive eeonomic and demographic (poverty, 
population surplus) as weil as subjective (success, prestige) factors. The Japanese 
state imposes measures of contral, but fails to prevent the influx of "irregular" 
immigrants. The public opinion in this sense is divided between regularisation and 
rejeetion. The arguments provided by both sides do not considerably differ from those 
brought forward in central European countries, the same as the ways of acting of the 
state bureaucracy, the employers and the agents show much similarity. Labour 
migration (including Ws "irregular" variety) is an unavoidable consequence of the 
world system of unequal distribution of income and wealth. 

1. Einleitung: Zum Begriff der "illegalität" 

Spätestens seit der zweiten Dekadenhllifte der 1980er Jahre erlebt Japan eine 
"irreguläre" Zuwanderung von ausländischen Arbeiterinnen, die zu dieser Zeit durch 
die mediale Zuwendung und politische Diskussion um eine "Gastarbeiterpolitik" in 
die öffentliche Wahrnehmung geriel. ,)rregulär" indiziert zum einen, daß hier keine 
aktive Anwerbe- oder Entsendepolitik für Arbeitsmigranten betrieben wird, zum 
anderen, daß administrative Regelungen umgangen werden. D.h. juristisch gewen­
det, daß hier verwattungsrechtliche Delikte begangen werden, die dann als "illegale 
Einreise" (insgesamt eher geringfügig), ..illegaler Aufenthatt" bzw. "illegale Arbeit" figu­
rieren. Die Bezeichnung "irregulä(' ist immer noch unscharf, versucht aber die stigmati­
sierenden Konnotationen von "illegal" zu vermeiden, wie dies schon 1975 in einer von 
der Generalversammlung der UNO verabschiedeten Resolution gefordert wurde. Statt­
dessen sei in offiziellen Dokumenten die Rede von .,non-documented or irregular mi grant 
workers" (Böhning 1984: S. 57 und S. 268). "II/egalnät" ist somit ein staalsbürokratisch 
zugeschriebenes Merkmal, das die Posnion der so Etikettierten am peripheren Arbeits­
mar1<t vorstrukturiert und in zweierlei Hinsicht funktional ist: gemäß der kapnalistischen 
Logik ermöglicht es die Ausbildung (und Ausbeutung) einer billigen und fieldblen Arbeite­
rinnenreserve, im polnischen Kalkül wir1<t die Vorenthattung der Bürgerrechte als diszjpl~ 

nierende Maßnahme und erlaubt die /aissez-faire-Routine der Kontrollinstanzen kon­
junkturell durch scharfes Vorgehen (Ausweisung) zu durchbrechen. 
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2. Typisierung von "Illegalen" in Japan 

Versuchl man eine Kategorisierung der ~rregulären" Arbeitertnnen, die in Japan tätig 
sind, muß man auf die im Ein· und Ausreisekontrollgesetz (kurz: nyükanhd)festgeschrie­
banen Kategorien zurückgreifen, mtt denen die Jliegalen" in Konflikt geraten. 
-Das größte Kontingent (ca. 80% aller "illegal" Aufhältigen) kommt per Touristen· 

visum bzw., wenn dies nicht erforderlich ist, einfach per Reisepaß nach Japan und 
arbeitet dann ohne die entsprechende "'ega'e Qualifikation" (so die verbale 
Übertragung von shikakugaikatsudö). Häufig wird die vorgesehene Aufenthahsdauer 
ausgedehnt (unter den Artbettsmigranten griffig "overs/ay" genannt, legalistisch als 
fuM zamyü = "illegaler Aufenthah" bezeichnet). Bei Artbeitstätigkeit während diesem 
illegitim ausgedehnten Aufenthah handeh es sich um "illegale Artbeit" (fuM shür6) im 
engeren Sinne. 

- Ein "Entertainer"· oder Künstlervisum (k6gy6 biza) erlaubt in der Regel Arbeit als 
z.B. Sängerln oder Tänzerin für sechs Monate. Besonders Mädchen werden 
häufig in dubiosen Snackbars als "Hostessen" angestellt, was das Visum nicht 
vorsieht (= shikakugai katsudö) und oft zu Prostitution genötigt. Zudem wird das 
zeitlich limitierte Visum gerne überzogen, um weiter Geld an die Angehörigen im 
Herkunftsland senden zu können. 

- Ryügakusei (Studenten an Universitäten) shügakusei (Studierende in Institu· 
tionen unter College-Niveau - hauptSächlich Japanischschulen, die auch als 
Vorbereitung für einen Uni·Eintritt dienen) dürfen mit Erlaubnis vom Justizmini· 
sterium bis zu zwanzig Wochenstunden jobben. Wird dieser Rahmen überschrit­
ten, gilt dies ebenfalls als ,illegal". 

-Eine weitere Gruppe potentiell ,illegaler" Arbeiter bilden die sogenannten kenshü· 
sei (on-the·job-trainees oder Praktikanten). Wenn diese einer anderen als der 
vorgeschriebenen Artbett nachgehen oder als billige Artbettskräfte ausgebeutet werden 
und nicht die gesetzlich festgeiegte theoretische Ausbildung im Ausmaß eines Drittels 
ihrer Artbettszett erhalten, dann dritten sie gleichfalls in die "Illegalität". 

- Die Ehe mit einem!r japanischen Staatsbürgerln hebt jegliche Restriktion punkto 
Artbeitstätigkeit auf. Dies führt zuweilen zu "Scheinehen" (gis6 kekkon; auch unter 
profeSSioneller tntervention organisierter Verbrecher), durch die sich vornehmlich 
weibliche Migrantinnen einen Legalstatus für ihre Erwerbstätigkeit aneignen (oder 
nicht selten dazu überredet werden). 

-Zuletzt ist jede Arbeit nach Ablauf der dem jeweiligen Aufenthaltstitel korrespon· 
dierenden Zeitspanne "illegal". 

- Vor der Ein· und Ausreisegesetzesnovelle (trat am 1. Juni 1990 in Kraft) kamen 
auch Nikkeijin (Nachkommen von nach Südamerika emigrierten Japanerlnnen) 
per hdmon biza (Visum für Verwandten besuche, gültig für drei Monate ohne 
Arbeitserlaubnis) nach Japan, wo sie "illegal" arbeiteten. Dieselbe Chance auf 
legalen Verwandtenbesuch verbunden mit "illegalem" Gelderwerb wurde auch 
von Südkoreanerinnen genutzt, die Angehörige in der in Japan ansässigen 
koreanischen Minorität haben. 
Die höchsten Schätzungen der Zahl von ,)lIegalen" liegen zwischen 200.000 und 

300.000 (Watanabe 1990: S. 168, dort und in Umetani 1989: S. 84 auch Kategori­
sierungsversuche "irregulärer Arbeitertnnen"; im Juli 1991 lagen die Kalkulationen 
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der Illegalenzahlen ebenso zwischen 100.000 und 300.000, Mainichi shinbun vom 
6. Juli 1991, S. 3). Die Ein· und Ausreisekontrollbehörde gab im Juli 1989 eine Zahl 
von 101.181 Ausländerinnen aus, die ihre erlaubte Aufenthaltsperiode überschritten 
hatten (Shimada 1991: S. 120). Mit November 1992 wurde die offizielle Zahl der 
"illegal" Aufhältigen auf 216.399 hochkalkuliert (davon 83% mit Kurzzeit· oder 
Touristenstatus, 7% mit shügakusei·, 2% mit kögyö·Visa und 8% alia, siehe Asahi 
shinbun vom 8. Juni 1992, S. 1). 

3. Herkunftsländer 

Sieht man sich die Daten bezüglich der Nationalitäten der "Illegalen" an, kann man 
zum einen die Registrierung "aufgedeckter" irregulärer Arbeitsmigranten heranzie· 
hen. Dabei muß aber bedacht werden, daß diese Angaben von der Zugriffsintensität 
der Instanzen sozialer Kontrolle abhängig sind. Dabei kann der hohe Anteil an 
Bangladeshi und Pakistani eventuell darauf zurückgehen, daß diese eine höhere 
"Visibilität" haben als chinesische Studenten oder koreanische StaatSbürger, bzw. 
darauf, daß der Fokus des tnteresses sich auf männliche ausländische Arbeitnehmer 
verschoben hat (vor allem seit 1989 als sich die geschlechtsspezifische Verteilung 
Richtung Übergewicht männlicher Zuwanderer verschoben hat). Als Kontrast kann 
man die offiziellen Zahlen der legal (also auch per Touristenvisum) nach Japan 
gereisten Ausländertnnen einsehen. Diese Daten bekamen im Diskurs um das als 
"Soziales Problem" festgemachte Migrationsphänomen einen eminent politischen 
Kurswert und finden sich in der einschlägigen Literaturwiederkehrend, ohne daß sie 
hinterfragt würden (siehe Fig. 1 - 4). 

Diagramme: 

Zur "Geschlechtsumkehr'~ Herbert 1991: S. 13. Figur 1 

Geschlecltlervcrteilung bei "illegalen" Arbeiter I innen (von 
Januar bis Juni) 

QMlinncr 
~fraucn 
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Nach : HOmllshO nyakokukanrikyoku 1989: 39 

Herben 1991: S. 35, Figur 2 

Natio nalitä t der "illegalen" Arbeiter/innen 
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AMPO Japan-Asia Quaterly Re­
view 23 (1992), 23, Figur 3 

ESTIMATED NUMBERS OF ILLEGAL MIGRANTS 
lNov. 1991 

NAnONALrTY TOTAL 

TOTAL 216,399 
Male 145,700 
Female 70,699 

Thai 32,751 Male 13,780 
Fernale 18,971 

Soulh Korean 30,976 Male 20,469 
Female 10,507 

Philippine 29.620 Male 13,850 

Female 15,770 
Malaysian 25,379 Male 18,466 

Female 6.913 
Iranian 21 ,719 Male 21,114 

FemaJe 605 
Chinese 21,649 Male 16,624 

Female 5,025 
Pakistani 7.923 Male 7,786 

Female 137 
Bangladeshi 7,807 Male 7,725 

Femala 82 
Taiwanese 5,897 Male 2,790 

Female 3,107 
Burmese 3,425 Male 2,712 

Female 713 
Sri Lankan 2,837 M~. 2,618 

Female 21. 

O\he" 26,416 Male 17,766 
Femaie 8,650 

Source: Immlgrallon Office 
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Betrachtet man die einzelnen Daten, die jeweils auf offizielle Angaben des Justizmi­
nisteriums bzw. der diesem unterstellten Ein- und Ausreisebehörde zurückgehen, kann 
man vorsichtig Verschiebungen bei den zuwandemden Nationalitäten ablesen .• Tradi­
tionell" hoch ist der Anteil von Filipinos unter den ,,aufgedeckten Illegalen", bei den 
Zureisezahlen dominieren aber die koreanischen (1990: 675.956) und taiwanesischen 
(1990: 557.631) Staatsbürgerinnen. Bei den Zahlen der zugewanderten Pakistani und 
Bangladeshi findet sich ein Einbruch vom Jahr 1988 auf 1989' Dieser geht auf die 
Stomierung der Visafreihett, also der Wiedereinführung der Visapflicht, Anfang 1989 
zurück, die explizit mtt dem hohen Anteil an in Japan Arbett suchenden .Touristen" 
begründet wurde. In den letzten Wochen davor kam es zu einer letzten Spttze an 
Einreisenden aus den zwei betroffenen Staaten2 Der von 1989 (16.282 Einreisende) auf 
1990 (32.289) verzeichnete Zuwachs an einreisenden Iranem korreliert mit dem Ende 
des Iran-irak-Krieges. Die Visafreiheit wurde schon 1974 (vermutlich aus energiepoliti­
schen Überlegungen heraus=Ölkrise) bilateral beschlossen. Die Iraner halten sich gerne 
an einem Ort mit ,,hoher Öffentlichkeit" auf, nämlich im Ueno-Park in Tökyö, wo sich 
täglich 80 bis 150 Iraner versammeln. Der Ueno-Park ist informelle Jobbörse, Informati­
onsmarktplatz und Anwerbestelle für iranische und japanische Arbeitsvermittier. Die 
Iraner sollen auch oft im Park nächtigen und damtt die deprivilegierten japanischen 
Obdachlosen aus einem ihrer Zufluchtsorte verdrängen. Die hohe .Sichtbarkeit" führt zu 
joumalistischer Skandalisierung und sporadischen polizeilichen Aktionen (vgl. Takada 
1991). Mit 15. April 1992 wurde die Visafreihett für Iranerinnen aufgehoben, auch hier 
lautete die amtliche Begründung, daß die "freie" Einreisemöglichkeit zu "illegaler" Er­
werbstätigkeit ,,mißbraucht" werde.' 

Bei den Fällen entdeckter Jllegaler" Arbetterlnnen erhöhte sich der Anteil an Bangla­
deshi und Pakistani, der auch 1989 und 1990 hoch bleibt, was deren höhere ,,Auffälligkeit" 
indiziert. Koreanische und taiwanesische ArbeitstouristInnen können teilweise auf schon 
bestehende (Verwandtschafts)Netzwerke bei der Arbettsvermittlung und Unterkunfts­
möglichketten zurückgreifen, insbesondere, wenn sie Angehörige unter den in Japan seit 
zwei bis drei Generationen ansässigen (zainichi) ethnischen Minoritäten haben. Es soll 
auch Arbeitgeber geben, die die weniger ..auffälligen" Chinesen und Koreaner Pakistani 
bei der Einstellung ,)lIegaler" vorziehen (Harada 1990: S. 59). 

Wetters gibt es Zahlen zur Einreiseverweigerung, die in den letzten Jahren zunehmen. 
1989 wurde 10.404 Personen die Einreise untersagt, eine Abnahme von 703 Personen 
gegenüber dem Vorjahr, die auf die emeute Visapflicht für Bangladeshi und Pakistani 
zurückgeführt wird. 3.906 Koreanerlnnen und 2.000 Malaysierlnnen wurde eine Einreise 
verboten, beide Nationalitäten verzeichneten hier hohe Zuwächse' Der Anteil an Paki­
stani und Bangladeshi nahm um 83% ab (Hokkaidö shinbun vom 19. März 1990). Im 
Jahr 1990 wurde am Flughafen Narita (der von etwa 60% der Einreisenden benützt wird) 
in T ökyö bis zum August allein 12.672 Personen die Einreise nicht gestattet, davon waren 
80% iranischer, malaysischer bzw. thailändischer Staatsangehörigkett. Die Begründung 

Pakislani: 1988: 19.106 Einreisende, 1989: 5.938: 8angladeshi 1988: 13.994, 1999: 2.742 
(Mainichi shinbun vom 25. Januar 1992). 

2 1988 wurde übrigens 3.506 Pakistani und 3.108 Bangladeshi die Einreise verweigert (Asahi 
shinbunvom 15. Januar 1989). 

3 Dazu und besonders zum polizeilichen [UnjSicherheitsargument vgl. Herbert 1992. 
4 3.6fach bei Koreanerinnen und 5.1fach bei Malaysierinnen. wobei erstere seit Januar 1989 

leichtere Ausreisebestimmungen genießen. 
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lautete bei den meisten "Verdacht illegaler Erwerbstätigken" nachgehen zu wollen 
(Oiwa 1991 : S. 28). Am Flughafen Osaka wurde 1990 eine Steigerung um das Doppelte 
zum Vorjahr registriert, 70% der Einreiseverweigerungen betraf koreanische Staatsbür­
gerlnnan, der Zuwachs an Malaysierinnen isl auch hier auffallend (Asahi shinbun vom 
5. November 1990). Der hohe Anleil an Koreanerinnen geht darauf zurück, daß in Osaka 
sehr viele (im Bezirk Ikuno allein ca. 40.(00) in Japan residierende Koreanertnnen 
(zainichi Kankoku-Ch6senjin) leber!. Die jeweiligen Zuwächse (Aufdeckung "Illegaler", 
Elnreiseverbot) spiegeln zum einen einen ..realen" Trend wider, verweisen aber zum 
anderen auf eine emöhte SensibilHäl und restriktivere Praxis der Kontrollinslanzen. 

4, Migrationsursachen 

Die anhand der oben angeführten Dalen ersichllichen Verschiebungen bei der 
Nalionalität der potentiellen Arbeitsmigranllnnen zeigen deutlich, daß staatlich-bürokra­
lische Versuche, die "illegale" Zuwanderung zu unlerbinden, lediglich den Migralions­
strom sleuem, aber nicht vemindem können. Der Eingriff durch bilaterale Abkommen 
(z.B. mn Visabestimmungen) in den irregulären Arbeitstourismus lenkt die Wanderungs­
bewegungen, die nicht nur - wie dies reine neoklassische ökonomische Migration­
stheorien suggerieren - nach Angebol-Nachfrage-Relationen "funktionieren". Nach 
diesen theoretischen Ansätzen werden Arbeitsmigranlen als Ressource gedacht, die je 
nach Nachfrage und Angebot am Arbeitsmarkt frei mobilisierbar ist und auftretende 
Ungleichgewichte austariert. Dabei werden push- und pul/.f'akloren unlerschieden, nach 
deren jeweiligen Stärke die Attraktivität einar Arbeitswanderung taxiert und beslimmt 
wird. Die ,.zug- oder Attraklionsfaktoren" ergeben sich aus dem Zusammenspiel von 
ökonomischen, demographischen und sozialen Entwicklungen. Dazu zählen fallende 
Geburtsraten und V8IW8rlungen der Ahersstruktur ("Überaherung"), sowie die Suche 
nach angenehmen Jobs auf seiten der einheimischen jungen Bevölkerung. Die "Schul>­
oder Verdrängungsfaktoren" bilden Überbevölkerung, Unterentwicklung, Annut und 
Arbeitslosigkeit in den Entsendeländem. Auf der Makroebene fallen die exorbitanten 
ökonomischen Disparnälen zwischen Japan und den umliegenden (asiatischen) Län­
dem ins Auge, ein Indikalor ist das Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt (siehe Fig. 4). 

Herber! 1991: 
S. 34, Figur 4 """ "'''''' 
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Auf der subjektiven Ebene locken die hohen Einkommensmöglichkeiten in Japan 
(aufgrund des enormen Lohngefälles) und lassen "illegale" Arbeit trotz des Abschub­
risikos als "profitabel" erscheinen. Das push-pull-Modell kann in Japan als der 
dominante Erklärungsansatz bezeichnet werden. Dabei wird auf demographische 
Momente verwiesen, wie die hohe Überbevölkerung in den asiatischen Entwick­
lungsländern und den eklatanten (segmentär verschärften) Arbeitskräftemangel in 
Japan. Kalkulationen wie: ein Monat Arbeit in Japan bedeute für einen Pakistani ein 
40faches Monatsgehalt in seiner Heimat, erfreuen sich großer Beliebtheit (vgl. 
Tezuka 1990: S. 116 - 121). Tezuka machte sich auch die Mühe die Situation 
Deutschlands Anfang der 70er Jahre und die gegenwärtige Japans in bezug auf die 
Differenzen im Pro-Kapf-Bruttosozialprodukt gegenüber den "Gastarbeiter"-Entsen­
deländern zu berechnen. Er konnte damit zeigen, daß diese Unterschiede im Falle 
Japans und umliegender Länder um ein Vielfaches höher liegen als z.B. zwischen 
Deutschland und Italien (1972: 1 ,88faches Gefälle) oder der Türkei (1972: 8,Sfache 
Differenz). Dagegen beträgt das Pro-Kopf-BSP in Japan (1987) das 13,7fache der 
Philippinen und z.B. das 82,4fache Bangladeshs. Diese Disparitäten seien ein Grund 
der verstärkten Arbeitsmigration nach Japan - unabhängig von offizieller Anwerbe­
oder Aufnahmepolitik -, wie auch die hohe (bis zu rund 30%) "Unterbeschäftigung" 
in den umgebenden asiatischen Ländern und der gewaltige Bevölkerungsüberschuß, 
der einen großen potentiellen Arbeitskräftepool darstelle (Tezuka 1991: S. 41 H.). Ein 
anderer Autor meint, ein Monat Arbeit in Japan bedeute für einen männlichen 
Arbeitsmigranten zehn Monate bis ein Jahr Lebensunterhalt im Herkunftsland (Gonoi 
1989: S. 1). In einer weiteren Studie heißt es, daß der Unterschied im Lohnniveau 
im minimalsten Fall (Korea) ein Fünffaches, im Extremfall (Bangladesh) gar ein 
60faches betrage (KKSK 1989: S. 43). Als Hintergrund der Jllegalen" Arbett gelten 
strukturelle Elemente wie das wirtschaftliche Machtgefälle, die aufgrund der Konjunktur­
flaute gesunkene Mraktivttät ehemaliger ZIelländer (Ölländer im Mittleren Osten) von 
Arbettsmigration aus Asien, die Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation in den 
Entsendeländern, die organisatorische Verbindung von Herkunfts- und Zielland durch 
Schleppersyndikate, die Arbeitskräftenachfrage im Kleinbetrieb- und Vergnügungsindu­
striesektor in Japan und die Erhöhung des Proftts durch einen hohen Yen-Kurs seit Mitte 
der 80er Jahre (Gonoi 1989: S. 178).' 

In der japanischen Diskussion wird auch auf weitere, von necklassischen Theorien 
ausgeblendete Faktoren verwiesen, wie die Verringerung von Distanzen durch moderne 
Verkehrsmittel (Distanz- oder gravity-Modell) und den erhöhten Informationsfluß (ein 
wichtiges ,)nteraktives" Moment), der nicht zuletzt durch die verstärkte Auslandstätigkett 
des japanischen Kapitals verstärkt wird (vgl. Kuwahara 1989: S. 1321.). 

Mehrfach finden sich Hinweise auf das international bekannte Phänomen der 
Kettenmigration, die darauf beruht, daß schon im Zielland arbeitende Migranten ihre 
Verwandten und Bekannten zur Arbeit in Japan animieren und nach ihrer (temporä­
ren) Rückkehr (auch bei Scheitern) Erfolgsgeschichten erzählen bzw. durch das 
Mitbringen von Konsumgütern in der Heimat "Onkel-aus-Amerika-Auftritte" (Hofer 
1992: S. 19) feiern. Per Mundpropaganda und über sich nach längerem Aufenthalt 
etablierende ethnische Netzwerke werden Arbeit und Überfahrt vermittelt bzw. 

5 Exakt seit dem 22. September 1985, als von den Vertretern der fünf größten Industriestaaten 
(G5) eine Wechselkursrevision beschlossen wurde. 
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organisiert (Sawahata 1989: S. 28ft. für ein pakistanisches Dorf aus dem 500, nach 
anderen Angaben 1.000 junge Männer nach Japan gingen, ähnlich Yonemoto 1990: 
S. 39, zu den Netzwerken bei z.B. Filipinas Hinago 1990: S. 91). Das häufige 
Wanderungspattern mehrslufiger Migration aus ländlichen Gebieten in Großstädte 
(und dortige Slums) und von dort ins Ausland findet Erwähnung (z.B. Mori 1989: S. 8). 

Paradoxerweise scheinen die forcierten Auslandsinvestitionen und wirtschaftli­
chen Aktivitäten japanischer Untemehmen (z.B. Fertigungsauslagerung) in den 
Migrationsausgangsländem einen katalysierenden Eftekt auf das push-pul~Fakto­
rensyndrom zu haben. Das gilt vor allem für die take-oft-Phase einer Arbeitswande­
rung, da konventionell häufig genannte push-Faktoren wie Armut, Bevölkerungs­
druck oder wirtschaftliche Stagnation lange vor der Abwanderung virulent sein 
können. Durch soziale Entwurzelung, Mobilisierung und "Industrialisierung" des 
Bewußtseins der indigenen Bevölkerung - alles Auswirkungen intensivierter Aus­
landsaktivitäten von Oapanischen) Firmen - wird eine (Wander)Arbeiterreserve 
regelrecht .produziert" (vgl. Sassen 1991). 

Viele Faktoren bestimmen also Arbeitswanderungsbewegungen, die nicht nur 
reduktionistisch ökonomisch begriften werden können. Das reine push-pull-Modell 
ist auch in Japan unter Kritik geraten - trotz des hohen Erklärungspotentials, das 
es beanspruchen darf. Vor allem werde die subjektive Seite zuwenig bedacht, 
entsprechende Analysen fehlten in Japan. Der Ansatz sei zu statisch und nehme 
Arbeit wie Kapital oder Boden als Ressource ins Visier, wobei Arbeitskraft einfach 
von Lohnniedrigländem in solche mit hohen Löhnen fließe. Zum Prozeß einer 
einsetzenden Wanderung müßten auch die drei ,,R-Variablen" Rekrutierung, Rück­
kehraussichten und Remissen (Geldsendungen an Angehörige) mitbedachtwerden. 
Psychologische Momente sich für eine Arbe~smigration zu entscheiden beanspruch­
ten gleichermaßen Berücksichtigung. Gegen das Zug-Schubfaktoren-Modell seien 
gravierende Einwände vorgebracht worden, wie dessen Ahistorizität, soziologische 
Defizite, die naiv-fiktive Konzeption eines "freien ökonomischen Subjekts", das 
rational Vor- und Nachteile abwäge sowie die Tatsache, daß Arbeitswanderung allein 
die postulierte Kräftebalancierung nicht zwangsläufig nach sich ziehe. Zudem wer­
den staatlich-Iegalistische Restriktionen nicht berücksichtigt. Eine umfassende Theo­
riensynlhese, so konzediert dieser Kr~iker, sei allerdings sehr schwer beizubringen 
(Kuwahara 1991: S. 182 - 185)' 

5. Sozialprofil, Tätigkeiten, Lohnsituation und Status der Arbeitsml­
grant/nnen 

Das Profil der nach Japan kommenden Arbeitsmigrantinnen erweist sich als 
konsistent und durch empirische Erhebungen "reproduzierbar". Überwiegend han­
delt es sich um junge (in den Zwanzigern), unverheiratete, gemessen am Standard 
des Herkunftslandes relativ gut ausgebildete Männer (Daten z.B. in Suzuki u.a. 1990, 
[kleines] Sampie von 253 ,)lIegalen" Arbeiterinnen). 

6 Ähnliche Klagen finden sich auch in "westlichen Klassikern" der Wanderungssoziologie, 
wobei nach der Taxierung einer Fülle von Einzelstudien bemerkt wird, daß es die Theorie 
der Migralion nichl gebe (z.B. Albrecht 1972: 5. 278ft., Esser 1980: 5 . 12). 
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Zur Altersstruktur Daten der Ein- und Ausreisekontrollbehörde: 
Herben 1991: S. 10, Figur 5 

Anzahl der "illegalen" Arbeitcr/innen 
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Die überproportional jungen, ledigen und dynamischen Arbeitsmigrantlnnen sind 
charakteristisch für die Frühphase einer Arbeitswanderung. Es handelt sich um 
sogenannte polyannuale Migranten oder target-workers, die mit kurzfristiger Per­
spektive (einige Jahre) und klaren Zielen (Remissen, Ersparnisse zum Aufbau einer 
"neuen" Existenz im Heimatland, Erwerb von Konsumgütern) ins Ausland arbeiten 
gehen. Ihre Sparquote ist hoch, Ansprüche sind am Herkunftsland orientiert, d.h., 
Deprivationsgefühle bei Vergleichen mit dem Lebensstandard im Zielland werden 
zunächst "neutralisiert" (zu idealtypischen Phasen einer Arbeitsmigration: BOhning 
1984: S. 81ff.) . 

In Japan besetzen diese Arbeilerlnnen Arbeitsplätze, die populär und treffend mit 
drei K markiert werden (kitanai = schmutzig, kitsui = anstrengend und kiken = 
gefährlich) und vor denen japanische Arbeiterinnen desertiert sind. Zur "Berufsstruk­
tur'der "illegalen" Arbeitsmigrantlnnen das Diagramm nach Daten basierend auf den 
Fällen enldeckter "Illegaler": 

Herben 1991: 
S. 19, Figur 6 

Art der lIocl!;!ifli,unl von "mc;akn" Arbeiteriu!!<:n 

Ang",,'cWc 

l'm5I1U,';"" 

Fabrih rh<:h 

Ar! der lksdllflicullE von "iUc;akn" Arlll:i!an 

Koch 
(Lobt·) AngC!ot<:JJt,;r {).O,,,_,,.<',,,,-,,;, 
diverse Tiitigkdlcn 
(llilMrafO 

Nach: JhlmuJh6 1I1olkokuh"rik~oku J?8?: 39 



176 Wolfgang Herbert JEP, Jg. IX 

Männliche Arbeitnehmer sind also vornehmlich in kleinen und kleinsten Fabriken 
des Produktionssektors (Gießereien, Metallverarbeitung, Buchbindereien, Drucke­
reien) sowie im Baugewerbe (nicht selten in Tagelöhnervierteln) tätig, während 
Frauen hauptsächlich im tertiären Sektor Dienstleistungsjobs von Kellnerin, Tänze­
rin, Sängerin, Animiermädchen ("Hosteß") bis erzwungener Prostitution nachgehen 
müssen. 

Zur Lohnsituation wird zurecht bemerkt, daß keine wirklich verläßlichen Daten 
vorliegen, bei einer Synopse der diesbezüglich fragmentarischen Angaben läßt sich 
aber sagen, daß Einkommen und Arbeitsbedingungen schlechter sind als für Japa­
ne rinnen in derselben Berufssparte. Im Falle männlicher Arbeitstouristen gibt es 
Berichte, daß sie nur die Hälfte bis ein Drittel ihrer japanischen Arbeitskollegen 
verdienen (vgl. Umetani 1989: S. 9Of.). Im Tagelöhnerviertel in Yokohama, Kotobu­
kichö, in dem einige hundert Filipinos leben, wird diesen unter der diskriminierenden 
Bezeichnung "Manila-Preis" nur die Hälfte des Tageslohnes von Japanern ausbe­
zahlt (Genki magajin henshübu 1989: S. 125). Ein Journalist führte mit zwanzig 
"Illegalen" Interviews durch und kam zum Ergebnis, daß sie zwischen 30% (!) und 
80% des Lohnes von Einheimischen für dieselbe Tätigkeit erhielten (Sawahata 1989: 
S. 99ff.). In von Personalmangel geplagten Klein- und Kleinstbetrieben soll es den 
ausländischen Arbeiterinnen noch am besten gehen, Lohndiskriminierung sei dort 
eher selten, da die Arbeitgeber froh seien, endlich eine zusätzliche Kraft gefunden 
zu haben (KBR 1990: S. 74). Die oben erwähnte polizeiliche Erhebung gibt Lohn­
summen in absoluten Zahlen aus, die eine Relationssetzung zu gleichartig beschäf­
tigten Japanerlnnen nicht zulassen. Gemessen an der langen Arbeitszeit (nur ein 
rundes Drittel arbeitete unter 40 Wochenstunden, dann wahrscheinlich als Teilzeit­
kräfte) zeigt sich, daß etwa 40% einen relativ geringen Monatslohn (unter 190.000~) 
in Kauf nehmen mußten (Suzuki 1990: S. 63). Nach einer proaktiven "Aufdeckungs­
aktion" im März 1988 stellte sich laut Arbeitsministerium heraus, daß bei 43 expo­
nierten "illegalen" Arbeiter acht von 20, die per Tageslohn bezahlt wurden und von 
15 der per Stunde Entlohnten vier z.T. bedeutend weniger erhielten als ihre japani­
schen Mitarbeiter (KBR 1990: S. 73). Andere Untersuchungen des Arbeitsministeri­
ums und des ihm unterstellten Arbeitsstandardbüros aus dem Jahre 1988 ergaben 
im einen Fall laut Angaben der Arbeitgeber, daß in 90,9% der Fälle ausländische 
Arbeiterinnen (ob legal oder illegal war hier nicht differenzierbar, wodurch die 
Lohndaten nach oben verzerrt werden) gleich viel bezahlt bekämen wie ihre japani­
schen Counterparts, im anderen Fall erhielten von 202 "Illegalen" nur runde 50% 
denselben Gehalt wie Japanerlnnen im selben Tätigkeitssektor (Mori 1990: S. 68). 
Daneben gibt es in der Literatur immer wieder singuläre Extremfälle, in denen die 
Gehaltsunterschiede eklatant hoch sind (z.8. nur 4.000 ~ Tageslohn für Bauarbeit in 
Chiba, das ist etwa ein Drittel des Taggeldes für japanische Tagelöhner, Ishiyama 
1989: S. 33). Insgesamt läßt sich (begründet) vermuten, daß "illegale" Arbeiterinnen 
niedrig entlohnt werden und so auch ihre funktionale Rolle am Arbeitsmarkt im Sinne 
des Kapitals erlüllen. 

Ausbeutung geschieht aber nicht nur direkt am Arbeitsplatz, sondern insbeson­
dere über die Rekrutierungs- und Vermittlungskanäle, die aufgrund der "Illegalität" 
alternative Wege erschließen, Arbeitskraft an die nachgefragten Orte zu plazieren. 
Uneinheitlich sind aggregierte Daten auch hier, lassen aber erschließen, daß im 
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Regelfall Drittpersonen im Spiel sind, bis ein "illegaler" Arbeiter seinen Arbeitsplatz 
gefunden hat. Die Arbeitsvermittlung kann über mehrere Stufen und nach verschie­
denen Mustern ablaufen. Bei ,,Arbeitsteilung" werden die potentiellen Migrantlnnen 
im Heimatland von Landsleuten angeworben und in Japan von ihren Mittelsmännern 
oder Arbeitgebern am Flughafen abgeholt. Bei "Kooperation" arbeiten einheimische 
und japanische Vermittler zusammen und begleiten ihre Kandidaten nach Japan. 
Zuweilen gehen die japanischen Mittelsmänner direkt ins Ausland, um vor Ort ihre 
Leute anzuwerben. Auf eigene Faust rekrutieren (vermehrt) "erfolgreiche" Arbeits­
migrantlnnen Landsleute für den Flug nach und Arbeit in Japan. Die "Provisionsge­
bühren" für Männer liege bei 250.000 bis 300.000 'I, für Frauen bei 400.000 bis 
500.000 'I. Die Schfepper besorgen die nötigen Papiere (zuweilen gefälschte Reise­
pässe oder Visa), sorgen für "Vorzeigegeld", Hotelprospekte etc., die bei der Einreise 
das touristische Ziel verdeutlichen sollen und kassieren teils einmalige, teils monat­
liche Anteile am Lohn ihrer vermittelten Migrantlnnen. Laut Justizministerium sollen 
bis zu 90% der ,,aufgedeckten fIIegalen" über sogenannte brökä (vom eng!. broker) 
an ihren Arbe~splatz vermittelt worden sein (dazu Gonoi 1989: S. 152ft. und 115). 
Ein anderer Befund der Ein- und Ausreisekontrollbehörde gibt eine 73,9%ige Inter­
ventionsrate von "brökä " aus und kalkuliert die Verm~t1ungsgebühren zwischen 
50.000 und 100.000 'I liegend (Shibuya 1990: S. 2291.). Von den 1987 entdeckten 
,,"legalen" sollen, folgt man den Angaben des Justizministeriums, 85% via Vermitt­
lungsagenten nach Japan gekommen sein (Tanaka 1990: S. 35, so auch Umetani 
1989: S. 82). Die polizeiliche Befragung verhafteter (was die Auskunftsfreudigkeit 
möglicherweise beeinträchtigt) "IIIegale(' ergab, daß nur ein Drittel von ihnen (bei den 
Frauen allerdings 55,2%) über Vermittler nach Japan kam, in Japan selbst sind mehr als 
drei Viertel auf Arbeitsagenten angewiesen. Viele kommen mtt beträchtlichen Schulden 
in ihr Zielland (genaue Daten in Suzuki 1989: S. 60ft.). Dies bedeutet gleichzeitig, daß 
auch für eine "illegale" Arbe~swanderung ein gewisses Startkapttal vonnöten ist und 
somtt nicht die ärmste Schicht aus den Entsendeländern abwandert. 

Zur Lebenswelt der "illegalen" ArbeitstouristInnen in Japan läßt sich sagen, daß 
sie im Regelfalle relativ segregiert in billigen Apartments alter Holzhäuser wohnen, 
meist mehrere Landsleute in kleinen Zimmern gemeinsam, um die hohen Lebens­
haltungskosten (und die [weltberüchtigt] teuren Mieten) in Japan möglichst zu redu­
zieren. Aufgrund ihres Jllegalen" Status scheuen sie sich vor allzu großer Auffällig­
ke~, vermeiden oft ,,Ausgang" (der ohnedies zu teuer ist) und verbringen ihre Freizeit 
gemeinsam auf engem Raum bei ethnischer Küche und Umtrunk. Die große Vorsicht 
und permanente Angst vor der Polizei wird von vielen Journalisten beschrieben (z.B. 
Yonemoto 1990: S. 45; Gonoi 1989: S. 141.). Schon wird eine "Slumbildung" befürch­
tet, nicht zuletzt leben Ausländerinnen aber deshalb so konzentriert, weil viele 
Immobilienfirmen sie ablehnen und sie einen willigen Vermieter finden müssen (KBR 
1990: S. 761.). Entsprechende "Enklaven" dienen aber auch der gegenseitigen Hilfe 
und dem Informationsaustausch (angedeutet z.B. in Miyajima 1989: S. 86f.). "Inner­
ethnische Kontakte in ethnischen ,Enklaven' ... entlasten zu Beginn des Aufenthaltes 
vor übermäßigen Desorientierungsspannungen .... Die Besetzung geringer ausge­
statteter Gebiete kommt den anfänglich nur gering entwickelten Bedürfnissen nach 
Wohn- und Infrastrukturausstattung, sowie den geringeren Bereitschaften und Fä­
higkeiten zur Zahlung höherer Mieten entgegen. Und der Einzug in ein ethnisch 
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homogenes Gebiet ist eine - gerade in der Anfangsphase - wichtige Möglichkeit 
zur ersten, anomiearmen Anpassung an die neue Umgebung.". (Esser 1980: S. 95 
und S. 154) 

Zur rechtlichen Lage der ArbeitstouristInnen wird bemerkt, daß prinzipiell arbeits­
rechtliche Bestimmungen (wie z.B. im Arbeitsstandardgesetz festgeschrieben) für 
. llIegale" genauso gelten wie für japanische Staaatsbürgerinnen. Die meisten Men­
sehen rechts verletzungen (Lohnvorenthaltung oder Lohnabzüge, über Arbeitsver­
mittier mediatisierte Ausbeutung, überlange Arbeitszeiten usw.) können durch die 
bestehende Gesetzeslage abgedeckt werden. Problematisch ist der illegale Status, 
der eine Einforderung entsprechender Rechte schwierig gestaltet, weil die viktimi­
sierten Arbeitsmigrantlnnen befürchten, abgeschoben zu werden. Die prekäre Lage 
der ausländischen Arbeiterinnen ist zudem nur eine extreme Erscheinungsform von 
Problemen, denen japanische Arbeiter in homologer Lage ausgesetzt sind (d.h. es 
handelt sich um ein generelles Problem deklassierter Unterschichten), verschärft 
allerdings durch das Stigma J llegal", weshalb eine Abschaffung dieses Begriffs, 
Amnestie für und Legalisierung der .llIegalen" eingefordert wird (zusammenfassend 
Nishitani 1990). Von offizieller Seite wurden Versuche gestartet Abhilfe gegen die 
ärgsten Mißstände zu bieten, indem vom Justizministerium ab Mitte August 1988 
AnlaufsteIlen ("Menschenrechtsberatungsstellen für Ausländerinnen") IOrviktimisier­
te ArbeitstouristInnen eingerichtet wurden, wobei keine Meldung an die Ein- und 
Ausreisekontrollbehörde ohne Einverständnis der Betroffenen erfolgen solle (Ume­
tani 1989: S. 93), Laut Arbeitsministerium gab es im Zeitraum vom 1. April 1987 bis 
21 . Dezember 1988 77 Fälle von Arbeitsunfällen (vermutlich, weil unversichert) 
"Illegaler", in denen Kompensationen beim Arbeitsinspektorat beantragt wurden. Am 
26. Januar erließ das Arbeitsministerium einen Rundbrief, in dem die Arbeitsämter 
darauf hingewiesen wurden, daß auch "illegale" Arbeiterinnen Objekt der Arbeitsver­
sicherung seien. Allerdings bestehe die ,,Pllicht" ..Illegale" an die Ein- und Ausreise­
kontrollbehörde zu melden, was dazu führt, daß diese nur unter Abschubsdrohung 
ihre Rechte geltend machen können (KBR 1990: S. 741.). Nicht selten dürften bei 
Arbeitsunfällen die ausländischen Arbeiterinnen mit einmaligen Abfindungen seitens 
der Arbeitgeber vorlieb nehmen müssen (Tezuka 1990: S. 138). 

In ganz Japan gibt es regional organisierte Bewegungen, die sich für die Men­
schen- und Arbe~srechte der (asiatischen) Migrantlnnen einsetzen und in gravieren­
den Fällen versuchen vorerst durch direkte Verhandlungen mit den Arbeitgebern z.B. 
vorenthaltene Löhne einzufordern (z.B. Karabao no kai 1990). Von diesen Organi­
sationen wurden auch "Handbücher" für Ausländerinnen in verschiedenen Sprachen 
verfaßt, über die sie ihre grundlegenden Rechte in Erfahrung bringen können (z.B. 
ARMK 1990, dort auch Adressen der wichtigsten Vereinigungen IOr Menschenrechte 
der Arbeitsmigrantlnnen: S. 200 - 204). 

6, Meinungsumfragen und politische Diskussion zur Migrantenfrage 

Nicht zuletzt wurde durch gehäufte good-will-Berichte und "Verlierergeschichten" 
in der seriösen Tagespresse die prekäre Lage ausländischer Arbeiterinnen offenge­
legt und Politiker und Gesetzgeber mobilisiert, was zu einer symbolisch-deklaratori-
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sehen Einreisegesetzes"novellierung" führte. Die Migrantlnnenfrage entwickelte sich 
zu einem politischen und medialen Dauerthema im Japan der Ende achtziger Jahre. 
Es entzündete sich eine lebhafte Diskussion, in die sich Politiker, Bürokraten, 
Intellektuelle, Schriftsteller, Rechtsanwälte, Universitätsprofessoren,' Journalisten ... 
einschalteten. Letztere postulierten die Existenz von drei "Lagern": der Faktion für 
"Landesabschließung" (sakokuha, der Ausdruck ist eine Anlehnung an die histori­
sche Periode einer Isolationspolitik von ca. 1641 bis 1854), der Faktion für ,,landes­
öffnung" (kaikokuha) und einer Position der vorsichtigen Mitte (shinchöha). 

Sichtet man verschiedene Meinungsumfragen, so ergibt sich eine ebenso konsi­
stente Polarisierung in Befürworter wie Gegner einer Aufnahme von ausländischen 
Arbeiterinnen. Auf die Frage, ob die Regierung die gegenwärtigen Restriktionen für 
ausländische Arbeiterinnen lockern, verschärfen oder belassen sollen, antworten 
42% pro Erleichterungen, 32,3% plädieren für Verschärfungen und 12,8% für den 
Status quo (bei 13% Meinungsabstinenz). Immerhin 37% äußern sich positiv zu einer 
rigiden Praxis, die eine Abschiebung "Illegaler" unter der Zwangsgewalt des Staates 
vorsieht (Umfrage des Amtes des Premierminislers, NSDKK 1989: S. 141 und 
S. 156). Ein Jahr später wird danach gefragt, ob die Interviewten einer Aufnahme 
von asiatischen "unqualifizierten" Arbeitsmigrantlnnen zustimmen oder nicht. 14% 
sind voll dafür, 31%, "eher dafür", 13% dagegen und 35% "eher dagegen" (NSDKK 
1990: S. 485). Eine Umfrage der Zeitung Asahi ergab ein analoges Bild. 81% der 
Befragten gaben an, von den "unqualifizierten" ausländischen Arbeiterinnen gehört 
oder etwas gesehen zu haben. 45% sind für eine "Legalisierung" der ausländischen 
Arbeiterinnen, 34% für ein hartes Vorgehen nach den bestehenden Gesetzen, 16% 
meinen, man müsse außer in gravierend üblen Fällen "großzügig hinwegsehen" und 
5% sind unentschieden. Im Kommentar heißt es, daß konsequent sowohl für "Lega­
lisierung" wie für "Landesöffnung" 36% sind und 21 % eine absolute ,,Abschließungs­
politik" wünschen. Alles in allem sind die zwei Lager markant und stehen sich etwa 
gleichgewichtig gegenüber (bei liberalerer Haltung junger und hochgebildeter Per­
sonen, eine in diesem Befragungszusammenhang wohl international reproduzierba­
re Konstante; vgl. Asahi shinbun vom 6. September 1989, 9). Eine ähnliche Vertei­
lung ergab eine Umfrage der Mainichi shinbun im Januar 1990, wobei die Befürworter 
einer Aufnahme (dafür 17%, "eher dafür" 34%) insgesamt 51% und die Gegner 
insgesamt 44% der Befragten umfaßten, wobei im Vergleich zum Vorjahr die Propo­
nenten (vor allem betroffene Arbeitgeber) einen leichten Zuwachs zu verzeichnen 
hatten (Mainichi shinbun vom 5. Februar 1990). 

Die politische Diskussion, besonders im Vorfeld der Novellierung des Ein- und 
Ausreisekontrollgeset.zes (kurz nyükanh6), war pluralistisch und kontrovers, wenn­
gleich von vorsichtigen Stellungnahmen dominiert, aber in vielen inhaltlichen Punk­
ten nicht unähnlich der Diskussion um eine Gastarbeiteraufnahme im Deutschland 
(und Österreich) der sechziger Jahre. Diskursanalogien zeigen sich ja bis heute 
durch den neuen Thematisierungsschub der ,,Zuwandererfrage", ausgelöst durch die 
sogenannte Ostgrenzenöffnung. Kurz skizziert lassen sich die Argumente der Befür­
worter einer geregelten Aufnahme von "Gastarbeiterinnen" wie folgt ordnen: 

7 Nicht selten solche, die fachlich gar nicht als kompetent dazu ausgewiesen sind. aber nach 
Miller höre man in Japan Universitätslehrern zu jedem Thema des Tages zu, als wäre alles 
relevant, was sie zu äußern geruhten (Miller 1982: S. 45). 
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-Japan kann damit seine Internationalisierung vorantreiben, an kultureller Auf­
nahmefähigkeit gewinnen und gleichzeitig internationale Spannungen abbauen 
helfen ("Entwicklungshilfeargument"). 

- Die Internalionalisierung der japanischen Gesellschaft und der intensive Kontakt 
mit anderen Kutturen lassen positive Wirkungan erhoffen (.Multikultiargument"). 

- Solange das hohe Wohlstandsgefälle besteht, ist der illegale Zustrom . unvermeid­
lieh" und läßt sich nicht durch Repression und Kontrolle unterbinden, beides trage 
zur Lösung des Grundproblems nichts bei (..strukturelles Argument"). 

- Wenn man die Frage der ,.illegalen" Arbeiterinnen ignoriert und sich selbst 
überläßt, ist zu befürchten, daß sich die Lage der Migrantlnnen weiter verschlech­
tert, die Migrantlnnen noch mehr in den Untergrund gedrängt werden und ein 
soziales Problem, ja eine internationale Frage daraus entstehen könnte, was in 
der Folge Japan in Asien "isolieren könnte" ("Reputationsargument"). 

- Der sektoral enorme Arbeitskräftemangelläßt sich durch japanische Arbeiter nicht 
mehr aufheben (,,Arbeitsmarktargument"). 

-Durch einen klaren Aufnahmerahmen können eklatante Ausbeutung durch Arbeit­
geber und ArbeitsvermittIer verhindert werden (.Menschenrechtsargument"). 

-Die Öffnung des Landes und Liberalisierung der Zuwanderung von Menschen ist 
unumgänglich, daher möge man am Beispiel Weste uropas lernen und rasch 
adäquate Maßnahmen ergreifen (.Interventionsargument"). 
Die Opponenten einer Aufnahmepolitik argumentieren - te ilweise obige Argu­

mentationsfiguren wendend - hingegen wie folgt: 
-Die Arbeitsbedingungen werden verschlechtert, die Erhöhung der Arbeitslosen­

rate provoziert und eine Chaotisierung des japanischen Arbeitsmarktes herbeige­
führt (.,Arbeitsmarkr'). 

-Anstellung zu Niedriglöhnen ist Ausbeutung, bald wird es Kritik daran geben, daß 
den Ausländern die Schmutzarbeit zugewiesen wird. Deshalb besteht die Möglich­
keit erneute internationale Friktionen hervorzurufen (. intemationale Reputation"). 

-Eine Verbrechenszunahme wird unvermeidlich sein (,JUnjSicherheitsargu­
ment").· 

-Zwar mag die Aufnahme von Ausländerinnen segmentär Arbeitskräftemangel 
ausgleichen, dafür werden aber durch den Zuzug der Familien, Kindererziehung 
etc., sowie durch die Entstehung von Slums hohe soziale Kosten anfallen ("Kost­
enfaktor"). 

- Eine allzu rasche Aufnahme wird rassische Konfrontationen und Weckung von 
Vorurteilen zur Folga haben, daher müsse zuerst das Bewußtsein der Japaner 
"internationalisiert" werden (.oiskriminierungsprävention"). 

-Mag möge sich doch die Erfahrungen Westeuropas vergegenwärtigen, mit den 
Arbeitslosenproblemen und sozialen, kulturellen Konflikten etc. ("Mißerfolgsargu­
men\"). 

- Die homogene Gesellschaft, auf der Japans wirtschaftliche und soziale Entwick­
lung beruht, solle nicht radikal geändert werden ("Konservationsargument"). 

- Es ist nicht notwendig ausländische Arbeiterinnen als Hilfe für andere Länder 
aufzunehmen. Vielmehr soll den Entwicklungsländern durch Entwicklungshilfe, 
Schaffung von Arbeitsplät:zen vor Ort, wirtschaftliche Kooperation und Investi­

B Dazu ausführlich Herbert 1991. 
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tionen geholfen werden (gewendetes "Entwicklungshilfeargument"; nach Gonoi 
1989: S. 166 - 168, Argumenterubrizierung vom Verf.). 
Obige Stellungnahmen finden sich allenfalls in Details divergierend wohl in allen 

Ländern, die eine hohe Immigrationsquote aufweisen, wobei die Migrantlnnen gerne 
auf einzelne Funktionen (am Arbeitsmarkt, als Sozialkostenfaktor, Kriminalitätsim­
porteure etc.) reduziert werden. Am klarsten gegen eine Zulassung von "unqualifi­
zierten" Arbeiterinnen opponierten (auch) in Japan verschiedene Gewerkschaften 
(Söhyö, Rengö), aber auch die Vereinigung der Arbeitgeberverbände Nikkeiren; tur 
eine vorsichtige Prüfung der Frage optierte z.B. die Tökyöter Industrie- und Handels­
kammer; für eine aktive Aufnahme von ausländischen Arbeiterinnen in allen Sekto­
ren, in denen sie nachgefragt sind, wobei ihnen Ausbildung und Gleichstellung mit 
japanischen Arbeitnehmerinnen garantiert werden solle, plädierte z.B. die Unterneh­
mervereinigung Kansai Keizai Döyükai. Im Juli 1989 wurden in Tökyö und Umgebung 
1.057 Unternehmer befragt, von denen nahezu 80% angaben, daß auch der "unqua­
lifizierte" Sektor für ausländische Arbeitnehmertnnen geöffnet werden solle (KBR 
1990: S. 1201.). Alle maßgeblichen Parteien (LDP, Sozialisten, Kömei, Kommuni­
sten) äußerten sich erstaunlich konsensuell vorsichtig, besonders im Hinblick auf die 
Aufnahme "unqualifizierter" Arbe~ertnnen, wobei Bedenken hinsichtlich der Auswir­
kungen auf den heimischen Arbe~smarkt (Sozialisten) und Warnung vor Ausbeutung 
(Kommunisten) artikuliert wurden (Asahi shinbun vom 3. September 1988). 

7, RegierungsmBßnahmen und Einreisekontrollgesetzesnovelle 

In den einzelnen Ministerien wurden Arbeits- und Forschungsgruppen, Komitees 
und Kommissionen zur ,.Ausländerfrage" etabliert. Die drei wesentlich involvierten 
Ministerien setzten diverse Maßnahmen, konnten aber keinen generellen Konsens 
in ihrer Haltung demonstrieren (Arbeits- und Justizministerium zeigen sich eher 
restriktiv, während im Außenministerium immerhin eine Aufnahme von Ausländerin­
nen unter bestimmten Konditionen erwogen wurde, KBR 1990: S. 12411.). Letztlich 
setzte sich aber die Justizministeriumslinie durch, die in einer Revision des nyOkanhö 
kulminierte. 

Bei der "Novelle" handelte es sich eigentlich um die Aufrechterhaltung einer schon 
1967 per Kabinettsbeschluß fixierten Politik, keine "unqualifizierten" Arbeiterinnen 
aus dem Ausland in Japan zuzulassen. Durch die Gesetzesrevision soll eine "ver­
nünftige Kontrolle" der Ein- und Ausreise erreicht werden, wobei einerseits der 
Aufnahmerahmen für qualifizierte Arbeitnehmerinnen erweitert wurde und admini­
strative Verfahren bei der Einreise erleichtert wurden, andererseits scharfe Maßnah­
men gegen "illegale" Arbeit vorgesehen sind (so die ,.Absichtserklärung", vgl. Yama­
zaki 1991, die durchaus im internationalen Trend liegt). Dabei sind drastisch ver­
schärfte Strafrechtssanktionen gegen Arbeitgeber (bis zu drei Jahren Haft oder zwei 
Mio. Yen Geldbuße) gesetzlich festgeschrieben worden. Gegen die "illegale" Arbeit 
der Ausländerfnnen war das Gesetz schon vor seiner Noveflierung mit Sanktionen 
bewehrt, gegen die Arbeitgeber wurden nun erstmals Strafdrohungen eingeführt. 
Besonders die englischsprachigen Ausgaben der Tageszeitungen beschrieben ein­
seitig und übergewichtig die neuen Sanktionsmöglichkeiten, was von Bewegungen 



182 Wollgang Herbert JEP, Jg. IX 

für Arbeitsmigrantinnen als gezielte Fehlpropaganda kritisiert wurde. Es kam in der 
Folge zu einer ,Ausreisepanik" von ..Illegalen" kurz bevor das Gesetz in Kraft trat (bis 
zu 1.500 Ausländer kamen allein am 28. Mai 1990 auf die Ein- und Ausreisekontroll­
behörde, um ihr Rückkehr-, oder präziser Abschubverfahren abzuwickeln, Asahi 
shinbun vom 29. Mai 1990) nicht nur wegen der Angst nun bestraft zu werden, 
sondern auch weil viele ausländische Arbeiterinnen von ihren Arbeitgebem entlas­
sen wurden, die ebenfalls Sanktionen befürchteten. Die Zahlen "entdeckter" Illegaler 
stiegen stark, weil viele sich den Behörden stellten (im Jahr 1989 sollen runde 70% 
der .,aufgedeckten" Fälle Illegaler, die mit Abschub endeten, auf Migrantinnen 
zurückgehen, die sich freiwillig den Kontrollinstanzen gestellt hallen, Asahi shinbun 
vom 23. April 1990). Dabei gab es eine Klausel (quasi eine "Mini-Amnestie"), die 
besagte, daß alle Arbeitgeber "Illegaler", die diese vor Inkrafttreten der Novelle 
anstellten, nicht den neuen Strafdrohungen unterliegen, Die jüngsten Daten zur 
Zuwanderung "Illegaler" zeigen, daß mit rechtlichen Maßnahmen eine Arbeitsmigra­
tion nicht verhindert, höchstens kurzfristig "umgelenkt" und gesteuert werden kann. 
Rechtsanwälte und Aktivisten warnten (begründet) vor der Wahrscheinlichkeit, daß 
durch die verschärften Repressionsversuche die "illegale" Arbeit weiter in den 
Untergrund gedrängt wird. 

Um den exorbitanten Arbeitskräftemangel etwas zu beheben, wurden in der 
Einreisegesetzesnovelle zwei "Hintertüren" geschaffen, über die doch "unqualifizier­
te" ausländische Arbeiterinnen angestellt werden können. Zum einen wurde Nach­
kommen ehemaliger Emigranten aus Japan nach Südamerika ein Sonderstatus als 
"Residenten" (teijüsha) gewährt, was ihnen jegliche Arbe~ in Japan ermöglicht. 1990 
waren schon geschätzte 20.000 Remigranten in Japan arbeitstätig und das Arbeits­
ministerium kündigte die Errichtung einer offiziellen Vermilliungsstelle für Nikkeijin 
aus Brasilien an, um AUSbeutung durch Schlepper oder Lohnabzüge zu verhindern 
(Kanagawa shinbun vom 20. September 1990). tm August 1991 sollen schon circa 
120.000 Nikkeijin aus Brasilien allein nach Japan remigriert sein (das sind rund 10% 
der japanischen Gemeinschaft in Brasilienl) und dort arbeiten, wobei vor allem 
Jüngere und damit Zweit- bzw. Drillgenerationsjapaner auswandern (Isa 1991: 
S. 35). Zum anderen wurde die Möglichkeit "Praktikanten" (kenshüsei) anzustellen 
durch Lockerung diesbezüglicher Bestimmungen auch für kleinere Unternehmen 
interessant (z.B. Asahi shinbun vom 25. Juli 1990). Zudem muß den kenshüseikein 
Arbeitslohn, sondern nur ein "Taschengeld" (ca. 60.000 11 im Monat) bezahlt werden. 
Dies führt zu nicht wenigen Fällen, in denen die auszubildenden Ausländerinnen als 
billige Arbeitskraft ausgebeutel werden. Allein im Jahr 1988 reisten 23.000 Personen 
mit kenshüsei-Status (80% aus asiatischen Ländern) neu nach Japan ein, was einer 
Verdoppelung der Anzahl derer vor fünf Jahren entsprach. tn den Monaten April bis 
Juni 1989 untersuchte das Justizministerium 40 Unternehmen, die kenshüsei be­
schäftigten und fand heraus, daß in 23 dieser Finnen die Praktikanten nicht die 
vorgesehene Ausbildung erhielten und somit nur als Billigarbeitskraft fungierten (vgl. 
KBR 1990: S. 87f. und S. 95). 
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8. Transnationale Parallelen - These 

In der Diskussion um die .illegalen" Arbeiterinnen in Japan wurde gern die 
Situalion in westeuropäischen Industrieslaaten. die eine offensive Gastarbe~erpolitik 
betrieben haben, und deren Folgeprobleme, herangezogen. Für einen Vergleich 
angemessener stellt sich aber die Lage der nach der sogenannten "Ostgrenzenöff­
nung" z.B. in Österreich arbeitenden Polen und der asiatischer Arbeiterinnen in 
Japan dar (in beiden Fällen handelt sich um die Frühphase einer Arbeitsmigration 
unter den Vorzeichen "lIIegalisierung" bzw. Einreise per Touristenvisum mit dem Ziel 
[Schwarz[Arbeit zu finden). Abgesehen von der kürzeren Distanz und der Existenz 
eines "Arbeitsstrichs" (der in Japan in Tagelöhnervierteln sein Analogon hat) gleicht 
sich die Situation auf Wohnungs- und Arbeitsmarkt der "Illegalen" hier wie dort 
frappant. Auch in Österreich wurde (genauso erfolglos) versucht mit Visapflicht die 
Migration zu unterbinden, was nur zu "Verdrängungseffekten" und Anziehung "risi­
kofreudige~', junger und lediger Polen geführt hat, bzw. daß nur jene Arbeiterinnen 
blieben, die niedrigste Löhne und widrigste Arbeitsbedingungen wie -zeiten in Kauf 
nahmen. Man kann füglieh von "frühkapitalistischen Verhältnissen" sprechen (vgl. 
Hofer 1992, besonders S. 154 -157). Das Problem einer "Illegalen" Arbeitsmigra­
tion ist weder Japan- noch sonst länderspezifisch, sondern global dort zu beobach­
ten, wo eklatante Wirtschaftsgefälle (bei entsprechenden Zugangschancen) zur 
Abwanderung in (Iohn)attraktivere Länder führen. Solange diese ungleichgewichtige 
Weltwirtschaftsstruktur besteht ist Arbeitswanderung nicht zu verhindern. Wenig­
stens im Einzelfall kann die erfolgreiche Migration zur Erhöhung des Lebensstan­
dards im Heimatland führen, wenngleich ein umfassender "Entwicklungsschub" 
durch Heimkehrer eher nicht zu erwarten ist. Viele Rückkehrer sehen sich mit den 
Ausgangsschwierigkeiten (Arbeitslosigkeit) konfrontiert, haben ihre Gelder für ,)<On­
sumtive Zwecke" investiert, im Erfolgsstory-Fall eine selbständige Existenz aufge­
baut (über die Probleme von Remigrantlnnen, z.B. Schulte 1985: S. 1081.). Zur 
"Kontrolle" von Arbeitsmigration sind weder strafrechtliche noch bürokratische 
Maßnahmen wirksam oder adäquat, vielmehr sollte eine gewisse arbeitsrechtliche 
Absicherung (oder "Amnestie'1 den (auch Jrregulären") Arbeitsmigrantlnnen ein 
"Leben in Würde'" ermöglichen. Migration ist nur im Zusammenhang mit anderen 
internationalen Prozessen verstehbar und hängt eng mit der Schaffung eines inter­
nationalen Raumes der Produktion und Zirkulation (von Kapital, Waren und Infonma­
tion) zusammen. Damit werden zugleich die Strukturen und Mechanismen der 
Erhaltung und Reproduktion von wirtschaftlichen Machtgefällen erzeugt. Eine faire 
und wirksame Immigrantenpolitik bleibt solange unmöglich und gesetzgeberische 
Maßnahmen bleiben solange kontraproduktiv, solange die Verantwortung für die 
Entstehung internationaler Migrationsbewegungen ausschließlich den "Immigran­
ten" selbst aufgebürdet wird (vgl. auch Sassen 1991 : S. 247). Japan bildet dabei 
keine Ausnahme und wird sich auch hier seiner internationalen Verantwortung stellen 
müssen. 

9 So auch Konrad Hofer in einer Podiumsdiskussion über Einwanderer an der Wirtschaflsuni­
versität Wien am 21. Januar 1992. 
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